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e) Richtlinie 76/403 des Rates vom 6. April 1976 über die Beseiti­
gung polychlorierter Biphenyle und Terphenyle (ABl. L 108, 
S. 41). 

2. Die Beklagte wird verurteilt, die Kosten zu tragen. 

Mertens de Wilmars Bosco Due 

O'Keeffe Koopmans Chloros Grévisse 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 17. Dezember 1981. 

Der Kanzler 

A. Van Houtte 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS SIMONE ROZÈS 
VOM 2. DEZEMBER 1981 ' 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften hat beim Gerichtshof fünf 
Vertragsverletzungsklagen gegen die Ita­
lienische Republik erhoben, da dieser 
Staat es unterlassen habe, innerhalb der 
gesetzten Zweijahresfrist die erforderli­
chen Vorschriften zu erlassen, um fünf 
zum Umweltschutzprogramm gehören­
den Richtlinien nachzukommen. 

Diese fünf Rechtssachen sind durch Be­
schluß des Gerichtshofes vom 30. Sep­
tember 1981 für die Zwecke des mündli­
chen Verfahrens und einer gemeinsamen 
Entscheidung verbunden worden. 

Es handelt sich um Richtlinien, die auf­
grund der Artikel 100 und 235 EWG-
Vertrag erlassen wurden und die Beseiti­
gung von schädlichen (Altöl, Abfälle) 
und nicht abbaubaren Stoffen (polychlo­
rierte Biphenyle und Terphenyle PCB) 
sowie den Schutz der Qualität der Ober-
flächenwässer für die Trinkwassergewin­
nung in den Mitgliedstaaten und derjeni­
gen der Badegewässer bezwecken. Sie 
zielen also auf einen einheitlichen Schutz 
der menschlichen Gesundheit und einen 
einheitlichen Umweltschutz innerhalb 
der Gemeinschaft ab und bezwecken fer­
ner, Unterschiede zwischen den Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten zu besei-

1 — Aus dem Französischen übersetzt. 
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tigen, die zu ungleichen Wettbewerbsbe­
dingungen führen können. 

Wie gesagt, setzten diese Richtlinien eine 
Zweijahresfrist für den Erlaß der inter­
nen Durchführungsvorschriften durch 
die Mitgliedstaaten. Die italienische Re­
gierung hat sich jedoch gegenüber der 
Kommission nicht geäußert. Diese gab 
nach Ablauf der Fristen ordnungsgemäß 
fünf mit Gründen versehene Stellungnah­
men ab, in denen sie feststellte, daß die 
italienischen Behörden gegen ihre Ver­
pflichtung verstoßen hatten, den Richtli­
nien nachzukommen. 

Die Italienische Republik hat die Not­
wendigkeit des Erlasses der internen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, zu 
dem sie verpflichtet ist, weder in tatsäch­
licher noch in rechtlicher Hinsicht be­
stritten. Sie hat vorgetragen, sie habe im 
Januar 1979 den Entwurf eines Gesetzes 
im Parlament eingebracht, durch das der 
Regierung die Befugnis übertragen wer­
den sollte, die zur Durchführung einer 
Reihe von Gemeinschaftsrichtlinien not­

wendigen Rechtsvorschriften zu erlassen; 
das Gesetzgebungsverfahren sei aufgrund 
der vorzeitigen Auflösung der Kammern 
noch nicht abgeschlossen. 

Zwar bezeugt dieses Vorbringen, das auf 
die Besonderheiten des parlamentari­
schen Lebens abstellt, die feste Absicht 
der italienischen Regierung, die Gemein­
schaftsvorschriften so bald wfe möglich 
durchzuführen; in den vorliegenden Fäl­
len greift es jedoch wegen des zwingen­
den Charakters der Richtlinien, den der 
Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung 
immer wieder hervorgehoben hat, nicht 
durch (Urteile vom 26. Februar 1976 in 
der Rechtssache 52/75, Kommission/Ita­
lienische Republik, Slg. 1976, 277; vom 
22. September 1976 in der Rechtssache 
10/76, Kommission/Italienische Repu­
blik, Slg. 1976, 1359; vom 22. Februar 
1979 in der Rechtssache 163/78, Kom­
mission/Italienische Republik, Slg. 1979, 
771, und vom 2. Dezember 1980 in der 
Rechtssache 42/80, Kommission/Italieni­
sche Republik, Slg. 1980, 3635). 

Ich beantrage deshalb, den Anträgen der Kommission stattzugeben und der 
Beklagten die Kosten aufzuerlegen. 
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